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· In der Verwaltung~rechtssache 

1 1 

! 

1 1 . 

Prozessbevollmächtigter Rechtsanwalt Dr J Christoph Kunz, 
Fhedrich-Schneider-Straße 71, 06844 Dessau-Roßlau, 

! 
(- 290/16 -) 1 

i 
1 

g e g e n 
·i . 

die Bundesrepublik Deutschla~d, vertreten du~h das Bundesministerium des In· 
nem, fQr Bau und Heimat, vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes, fOr 

1 1 
Migration und FIOchtllnge, Frankestraße 210, 90461 NOmberg, 
(- ,6608642-475 -:) 1 l 

1 
1 

i 
! 

w e g ~ n 
i 

Asylrecht (lyrien) 

1 

Beklagte, 

hat das Verwaltungsgericht H~lle - 8. Kamm~r - ohne mOndliche Verhandlung am 13. 
August 2018 durch dle.RlchterT lmbusch als iinzelrichterln für Recht erkannt . 

Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger die FlüchUingsei-
1 1 

genschaft zuzu-;rkennen. Der 1;3escheid der Beklagten vom 
5. Oktober 201 wird Insoweit 'aufgehoben, als er. dem ent-
gegensteht. · . 1 . 
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Die Beklagt trägt die Kost~n des Verfahrens. Gerichtskos-
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::s :::]c::o::~·lmn vorläufig vollstreckbar. Die 
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Beklagte ka~n die Vollstrec~ung durch Sicherheitsleistung in 
Höhe des z

1
u vollstrecken~en Betrages abwenden, wenn 

nicht der Klä er vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher 
Höh.e leistet. ! 

j 

i 
1 

i 
Tatbestand: 

1 
1 
1 . 

Der Kläger begehrt die Zuer.ennung der F!Ochtlingseigenschaft. 

Der am - 1975 geborene Kläger! ist syrischer Staatsbürger kurdischer Volks­
zugehörig~eit. Bis zu seiner Ausreise aus,Syrien am 22. August 2015 hielt er sich ei­
genen Angaben zufolge in äem Dorf 1 1 in der Nähe der Stadt Al-Malikiya auf. 
Über die Türkei und andenJ Staaten reiste ;er am 17. September 2015 in die Bundesre­
publik Deutschland ein. D~ Kläger stelltel am 7. März 2016 einen förmlichen Asylan­
=~~rä(:~. 6608642-475), d~en er. auf die !Zuerkennung internationalen Schutzes be-

ln seiner persönlichen Anh rung bei dem ~undesamt für Migration und Flüchtlinge am 
19. August 2016 gab der l!äger an, die ~chule bis zur 9. Klasse besucht zu haben. 
Einen Abschluss habe er nicht erworben. Er habe als 

bei Damaskus gearbeitJt. In den Jahren von 1994 bis 1996 habe er 
als einfacher Soldat Wehrdienst geleistet! Er sei geflüchtet, weil es keine Sicherheit 
mehr gebe. Darüber hinau~ fürchte er, al~ Reservist eingezogen zu werden. In dem 
Ort, in dem er gearbeitet habe, seien aucti Männer Ober dem 42. Lebensjahr zum Mili-
tärdienst eingezogen wordJn. ! 

Mit Bescheid vom 5. Okto~I er 2016, der Jem Kläger am 13. Oktober 2016 zugestellt 
wurde, erkannte das Bun esamt dem Kläger den subsidiären Schutzstatus zu und 
lehnte den Asylantrag im · brigen ab. Sei~e ablehnende Entscheidung begründete es 
im.Wesentlichen damit, da~s.die Vorauss~tzungen der Zuerkennung der Flüchtlingsei-

. . • 1 „ . 1 . . 

genschaft nicht vorlägen. Aus dem Vortrag des K!ägers ergäben sich keine Anhalts-
pu.nkte, die darauf hindeutJten, dass er ~Jfgri.md eines asyl- oder flüchtlingsrelevanten 

.. • . 1 • • . 1 . • . 

Merkmals von staatlichen ~tellen oder. nicht staatlichen Dritten verfolgt werde. Darüber 
hinaus sei. n,icht ersichtlic~+ das~ für ih!1 b~i Rückkehr .In sein Heimatland ~it beachtli­
cher Wahrscheinlichkeit die Gefahr bestetie, Opfer einer solchen Verfolgung zu .wer:­
den. Der behauptete drohJnC:Je Vveh.rdien~te.ntZug sei nicht ausreichend glaubhaft ge~ 
macht worden. Maßnahm~n zur Durchs~tzung der Wehrpflicht würden nur dann in 

flüc!iUlngsschutzrelevante f' ertoigung umi

1 

eh lagen, wenn sie zielgerichtet gegen Per-
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sonen eingesetzt wOrde, die hierdurch gerad~ wegen Ihrer Religion, ihrer politischen 
Überzeugurig, ·ihrer Zugehörlg~elt zu einer b'estimmten sozialen Gruppe oder eines 
anderen.AOknOpfungsmerkmal$ getroffen werden sollten. Dies sei bei dem Kläger nicht 
der Fall. · ; · ! · 

Am 27. Oktober 2016 hat der ICläger Klage ~oben. Er bezieht sich zur Begründung 
auf seine Angaben in der Anhörung vor dem Bundesamt fOr Migration und Flüchtlinge, 
insbesondere auf seine ·Angabrn zur Ein~ieh~ng al~ R. eservist. Dazu führt e~ aus, ihm 
drohe neben der· Einziehung rls Reservist ~uch dte Bestrafung weg~n unerlaubtem 
Verlassen Syriens aufgrund s~tnes Reservistenstatus. Ergänzend fOhrt er aus, er habe 
seinen Wehrdienst überwiegend in der Prä~identengarde, die für den persönlichen 
Schutz des syrischen Staatspräsidenten zuständig sei, abgeleistet. Hier sei er auch an 
der Waffe ausgebildet wordenJ Darüber hlna~s weist er auf das Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof vom 12. Dezember 2016 (Az.: 21 B 16.30372) hin. 

1 • ! . 
Der Kläger beantragt, 

1 
1 

die Beklagte i verpflichten, dem Kläger die Flüchtlingseigen-
schaft zuzuerkennen und den Bescheid des Bundesamtes für 

1 

Migration und Filüchtlinge vorn 5. Oktober 2016 insoweit aufzu-
heben, als er dem e·ntgegenst,hl . , . 

Die Beklagte beantragt, i 
' 

die Klage abzuweisen. i 
Sie bezieht sich auf die Begrohdung der angJfochtenen Entscheidung. 

1 . 1 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorb~~gens der Beteiligten und des Sach- und 
Streitstandes wird auf den l~halt der Geric~tsakte sowie den beigezogenen Verwal­
tungsvorgang der Beklagten ~ezug genom~en. Diese sowie die bei der Kammer ge­
fOhrten Erkenntnlsmlttel warer Gegenstand rr Entscheidu~gsflndung. 

1 

1 
Entscheldun

1

gsgr0nde: 

1 
1 

Die mit Beschluss vom 14. März 2018 bestellte Einzelrichterin konnte die Sache ohne 
mündliche Verhandlung· entsphelden, weil d/e Beteiligten ihr Einverständnis hierzu er-
teilt haben (§ 101 Abs. 2 VwGO). 

1 

Der Bescheid der Beklagten/vom 5. OktobJr 2016 ist in Nr. 2. hinsichtlich der Ableh­
~ung. der Zuerkennung de~ l(Ochtllngselgen~cha~ rechtswidrig und verletzt den Kläger 
m seinen Rechten, denn dte er hat zum maßgeblichen l;eitpunkt der gerichtlichen Ent-
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scheidung (§ 77 AsylG) einen Anspru~ auf die Zuerkennung der Flüchtlingseig!K _· .... ~-· ?~ 
s~a11 ~ s;nne des § a AsrG ~§ 11a Ab•] s satz 1 VwGoJ. ~\, . ·.·. .· .·· 
Eine Rückkehr nach Syrier wird dem Kläger aufgrund des zuerkannten Schutzstatus ·"\i>. · < 
zwar nicht tatsächlich ab~v'erlangt. Um d~s weitergehende Schutzbegehren prüfen zu · :~)});;?_~~.I~_ 
können Ist eine solche R ckkehr aber zt,i unterstellen und das Schutzbedürfnis nach ''~.fr~~:-.:,·· 
Maßgabe der im Zeitpun der gerichtlictjen Entscheidung herrschenden Verhältnisse ~~j 
zu beurteilen. / ' 

Der Kläger hat einen Anspruch auf Zue~ennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 .• 
AsylG. Danach ist ein Ausländer FIOchtli~g. wenn er sich aus begründeter Furcht vor 
Verfolgung wegen seiner Rasse, Religio~. Nationalität, politischen Überzeugung oder 
Zugehörigkeit zu einer beJtimmten sozial~n Gruppe außerhalb des Landes (Herkunfts-
land) befindet, dessen St~atsangehörigk~it er besitzt und dessen Schutz er nicht in 
Anspruch nehmen kann o~er wegen dies'er Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder 
in dem er als Staatenlose~ seinen vorheri~en gewöhnllc~en Aufenthalt hatte und in das 
er nicht zurückkehren kanli oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren will. Die Ver-

1 ' 

folgung kar;m gemäß § 3c AsylG ausgeh1n von dem Staat (Nr. 1 ), Parteien oder Orga-
nisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen 
(Nr. 2) oder nichtstaatlich~n Akteuren {Nr. 3), sofern die in den Nummern 1 und 2 ge-

. nannten Akteure einschliJßlich internatidnaler Organisationen erwiesenermaßen nicht 
in der Lage oder nicht willbns sind, im Sihne des § 3d AsylG Schutz vor Verfolgung zu · 
bieten, und dies unabhänbig davon, ob ih dem Land eine staatliche Herrschaftsmacht 

1 

vorhanden Ist oder nicht. Die Flüchtljngseigenschaft wird nicht zuerkannt, wenn eine 
interne Schutzmöglichkeit besteht {§ 3e ~ylG). 

1 

1 
1 

Ob Bedrohungen der vorgenannten Art gegeben sind und damit eine politische Verfol-
gung droht, ist anhand eiher Prognose ~u beurteilen, die von einer zusammenfassen­
den Bewerturyg des zur Pirufung gestellten Lebenssachverhaltes auszugehen und die 

· Wahrscheinlichkeit künftiger Geschehenbabläufe bei einer hypothetisch zu unterstel­
lenden RO~kkehr des schutzsuchendEmJ in seinen Heimatstaat zum Gegenstand hat 
{BVerwG, Urteil vom 6. März 1990 .- 9 ~ 14.89 - juris = BVerwGE 85, 12, m. w. N.). 
Ausgangspunkt der zu_ tr~ffenden Pr0grloseentscheidung ist das bisherige Schicksal 
des Schutzsuchenden. Di~ Tatsache,dak ein Antragsteller bereits verfolgt wurde oder 
einen . sonstigen ernstharlen Sch~qen ~rlitten hat oder von solcher Verfolgung oder 
einem solchen Schaden . ~nmlttelbar: bedroht war (Vorverfqlgung), ist nach der Recht­
sprechung des Bu~desv~rwaltungsg~ric~ts ein ~msthafter Hi~"Yeis auf die Begründ~t­
heit seiner Furcht vor Verolgung._(BVerY(.G. Urtedvom LJum 2011 - 10-C 25.10 -, JU­
ris, m. w. N.). Dies gilt nicht, wenn sticpDalijge Gründe_ c,lagegen sprechen,. dass der 
Antragsteller im Falle derl~ypothetische11 Rü~kkehr erneut vq11 solcher Verfolgung oder 
einem solchen Schaden bedroht wird. Dj~se sich an der Rechtsprechung des Europäi­
schen Gerichtshofs für M*nschenrechte 'f_rien.tierende, auf die tatsächliche Gefahr .. (real 
risk) abstellende Verfolg ngspr.ognose liat in Umsetz~ng de_s Art. 4 Abs .. 4 _der R1chtll­
ni~ 2011/95/EU des Euro äischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 
Ober Normen. für die Anrrkennung von IDrittStaatsangehörigen oder staatenlosen als 

-5-



. i 

~~{ :J'P''f.-;!»i;~f': ici'.f 1 . 

~~f.~l~i .~fi~t· ~;f . : .... „ .•.. ~ __ ,._, !!;!5,·~ ;>·:!f}i--· „, 1 
?.o>.::~J"·"-·?·~~·'tc. ,,,.,, " - 5 -
!~?~?~~::;m~~»" <. i 
}i'J".::. ......... :.'\~_•.·-.·~!.tt,:..~r' j' 

~~~~.:~:..~1q:{f.;r. ·.~ 
i;}~v·.•,;:_'~};.~~2 , 

~ft~ttti~;.;;:~ ·:· Personen mit-Anspruch ·auf In emationalen 5ichutz, für einen einheitlichen Status für 
~~~:1 : FUrchtlinge oder fOr Personen mit Anrecht a4f subsidiären Schutz und für den Inhalt 
.:>:..·"f'.·!'.} ·, des· zu· gewährenden Schutze (Qualifikations(lchtlinie - QRL 2011 -, ABI. EU L 337 v. 
~ti~V · . 20.12.2011, s. 9 ff.) anhand ~es Maßstabs 1 der beachtlichen Wahrscheinlichkeit zu 

7.2/ erfolgen (vgl. BVerwG, Urteil Jfm 1. März 20~ 2 - 1 O C 7 ~11 -, juris, m. w. N.). Oie be-
V gründete Furcht vor Verfolgun kann gemäß § 28 Abs. 1 a AsylG auch auf Ereignissen 

beruhen, die eingetreten sind nachdem derj Ausländer das Herkunftsland verlassen 
hat. FOr subjektive Nachfluch tbestände, die ·bereits während eines El'Stverfahrens 
oder durch das Erstverfahren verwirklicht worden sind, greift damit keine Einschrän­
kung. FOr die FlüchUingsane ennung müss~n diese nicht auf einer festen, bereits im 
Herkunftsland erkennbar· be tigten .·Überzeugung beruhen (OVG Magdeburg, Urteil 
vom 18~ Juli 2012 - 3 L 147/1~ -, juris). Ist d~r Schutzsuchende unverfolgt ausgereist, 
liegt eine Verfolgungsgefahr ~nd damit eine jbegründete Furcht vor Verfolgung eben­
falls dann vor, wenn ihm bei verständiger W~rdlgung der gesamten Umstände seines 
Falles mit beachtlicher Wahrsqheinlichkeit Vetfolgung droht, so dass ihm nicht zuzumu­
ten Ist, im Heimatstaat zu bleiben oder dorth'ln zurückzukehren. Dabei Ist eine 0qualifi· 
zierende" Betrachtungsweise ~m Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller festg9-
stellten Umstände und ihrer ~edeutung anZlf legen. Es kommt darauf an, ob In Anbe­
tracht dieser Umstände bei eirilem vernünftig ?ankenden, besonnenen Menschen In der 
Lage des Antragstellers Furc vor Verfolgung hervorgerufen werden kann. Beachtliche 
Wahrscheinlichkeit einer Ven lgung ist deshrlb anzunehmen, wenn bei der vorzuneh­
menden ,,zusammenfassend Bewertung dflS zur Prüfung gestellten Lebenssachver­
halts" die für eine Verfolgun sprechenden pmstände ein größeres Gewicht besitzen 
und deshalb gegenüber de~1 dagegen swechenden Tatsachen Uberwiegen (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 15. März 1988 • 9 c 21a.86 - juris = BVerwGE 79, 143; Urteil vom 

1 

23. Februar 1988 - 9 C 32.87 , juris). 1 
1 
1 

Unter Berücksichtigung dles;r Maßstäbe lsi dem 1975 geborenen Kläger die FIOcht· 
lingseigenschaft zuzuerkenn n. Denn ihm ~roht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit 
("real risk") eine asylerheblic e Verfolgung ~urch den syrischen Staat. Er ist bei einer 
Rückkehr konkret bedroht von Strafverfolgung oder Bestrafung. durch den syrischen 
Staat wegen Verweigerung d

1 
s Militärdlenst~s In einem Konflikt, der u.a. Kriegsverbre­

chen umfasst, und dif!!S aus runden (unter"f;tellter) staatsfeindlicher Einstellung, somit 
aus politischen Gründen im inne von § 3 Abs. 1 Nr. 1. § 3b Abs. 1 Nr. 5 AsylG. 

1 

' Das Gericht geht dabei von olgenden Erkef1ntnissen zur Einziehung zum Wehrdienst 
in Syrien aus: In Syrien besteht Militärdiens~pfllcht, die grundsätzlich für alle syrischen 
Männer unabhängig von e~nlschem oder! religiösem Hintergrund gilt (SFH, Syrien: 
Mobilisierung in die syrisch~ Armee, 28. ~ärz 2015; Danish Refugee Council, Syrla, 
09/2015). Die Militärdienstp~icht gilt auch far Palästinenser, die in Syrien leben (BFA. 
Länderinformationsblatt derl Staatendokum,bntation Syrien, 25. Januar 2018). Auch 
Oppositionelle werden einb,rufen (SFH, Syrien: Mobilisierung In die syrische Armee, 
28. März 2015; SFH, Syrien: Rekrutierung! durch die Syrische Armee, 30. Juli 2014; 
Finnish Immigration ServicJ, Syrla: Milita~ Service, national ·defense forces, armed 
groups supporting Syrian re~ime and armer opposition, 23. Au~ust 2016). Oie Regist-

1 

i 

1 
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l 
rierung für den Militärdienst erfolgt Im Alterjvon 18 Jahren {SFH, Syrien: Vorgehen< „·.;_ ._ 

syrischen Armee bei der Re rutierung, 18. Uanuar 2018). Die Wehrpflicht dauert jeden ·~< · · ·· 
falls bis zur Vollen?ung de~ 42. Leben~jaHres .an. Teilweise wird auch berichtet, das~'( . .· 
das Alter für den Dienst als ~eseivlst mittle{wetle wegen der angespannten Personals•- ~~· . 
tuation auf 45 Ja.hre oder ätter angehoben rurde (vgl. AA, Auskunft an VG Düsseldorf \; 
vom 2. Januar 2017; Dl Bbtschaft Beirut,! Auskunft vom 2. März 2016; SFH, Syrien: '\ .. 
Rekrutierung durch die Sy~sche Armee, 30. Juli 2014; Finnish Immigration Seivice, \.~ ~, 
Syria: Military Seivice, natioral defense forpes. armed groups supportlng Syrian regime \ 

and armed opposition, 23. fcugust 2016). ~eservisten werden dabei nach Geburtsjah- '\ 
re~ und'Ouallfikatlon elnge ogen, z. B. Ä~te, Wehrpfllchtlelstende bei der Air For~. 
Artillerie, Panzerfahrer etc. {Danish lmmigfi1tion Service, Syria, Military Service, Man-
datory Self-Defence Duty and Recruitme~t to the YPG, Stand: 26. Februar 2015, S. 
15). Die Reservisten werd+n mit Briefen, 

1 
die üblicherweise von der örtlichen Polizei 

persönlich oder an Kontrollpunkten aush~ndigt werden, darüber informiert, dass sie 
rekrutiert werden {Flnnish l1mmigration srrvlce, Fact-Finding Mission Report: Syria: 
Miiitary Service, National defence Forces·, Armed Groups Supporting Syrian Regime 

- And Armed Opp~sition, S~nd: 23. Augustj2016, S. 11; Danish Immigration Service, a. 
a. 0., S. 15). Die syrischej Armee und die regierungstreuen Milizen etablierten dabei 

. immer neue Kontrollpunkte und intensivi~rten Raizien im öffentlichen und privaten 
Bereich, um diejenigen Retervisten zu fin~en, die sich bis dahin dem Dienst entzogen 
haben (Schweizerische FIOchtlingshllfe, ~yrien: Mobilisierung in die syrische Armee, 
Stand: 28. März 2015, S. 3). Zu Beginn de5 Konflikts wurden größtenteils Personen zur 
Reserve einberufen, die 'rst vor kurze~ aus dem Militärdienst entlassen wurden. 
Nunmehr beruft die Regierung vor allemi jene bis vor zehn Jahre entlassenen, also 
Männer in der Altersgruppe von 30 - 351 Jahren, ein. Es werden aber auch Männer 
eingezogen, die älter als ~2 Jahre sind ~Danlsh Immigration Seivlce, Syria, Military 
Service, Mandatory Self-D~fence Duty anp Recruitment to the YPG, Stand: 26. Febru­
ar 2015, S. 15; SFH, Vorgehen der syrisqhen Armee bei der Rekrutierung, 18. Januar 
2018, S. 6). L:.aut einer apelle des Danish Immigration Service erfolge zumeist eine 
Bedarfsanzeige der Armee gegenüber d~m Wehrmeldeamt. Dieses schicke dann an 
die lokalen Rekrutierungs~Qros eine Llstej mit den Namen der Reservisten in dem Ge­
biet, welche dann die örtlithe Polizei damit beauftrage, die Betreffenden zu Hause zu 

kontaktieren. j ! 

Eine Ausnahme von der ~ehrpflicht best~ht laut Gesetz In eng begrenzten Ausnahme­
fällen, so etwa für Personen jüdischen Gl~ubens oder bei Untauglichkeit. Gesetze und 
Regelungen Ober Ansprüche auf Aufschu~ vom Antritt des Grundwehrdienstes etwa für 
Einzelkinder oder Studenten - hier je nach Art des Studiums gesta~lt, regelmäßig 
höchstens bis 27 Jahre. (SFH, Syrien: Mobilisierung In die syrische Armee, 28. März 
2015) - sind offenbar teil~else zwar noc~ formal in Kraft, allerdings kann nach. der ak­
tuellen Quellenlage in der Praxis. aufgrupd. des ~unehn:ienden Personalbedarfs beim 
syrischen Militär_ nicht au~ deren Umse'3~ng vertraut werden (UNHCR, Ergänzende 
aktuelle Länderinformationen Syrien: Mili~rdlenst, 30. November 2016; .SFH, Schnell­
recherche der SFH-Länd~ranaly~e vom ~O. Oktober 2015 zu Syrien: Umsetzung der 
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. {/Freistellung vom Militätdiensl als .einziger !sohn"; SFH, Syrien: Mobilisierung in die 

/;

{ / syrische Armee, 28. März 2~15; Danish Refugee Council, Syria, 09/2015; Finnish Im-
:.. . / mig~tion ~ervice, Syria: Mllif ry Service, n'tional defense forces, armed groups sup-_: · !/ portmg Synan regime and a ed oppositionl 23. August 2016). Es besteht keine Mög-

;;;_--~l lichkeit, den Wehrdienst zu erweigem b~. zivilen Ersatzdienst zu leisten (AA, Aus-
~j. kunft an VG Düsseldorf vom • Januar 2017: SFH, Syrien: Rekrutierung durch die Syrl-r I sehe Armee, 30. Juli 2014 ). 1 

( i 
· Männer, die mindestens 18 Jrhre alt sind uryd jedenfalls das 42. Lebensjahr noch nicht. 

vollendet haben, dürfen berftits seit März 2012 nur mit einer offiziellen Beglaubigung 
des Miiitärs, mit der bescheinigt wird, dass! sie vom Militärdienst freigestellt sind, das 
Land verlassen; seit Herbs!j 2014 besteht (jarOber hinaus für Männer, die zwischen 
1985 und 1991 geboren sin~. ein generelle~ Ausreiseverbot (vgl. SFH, Schnellrecher­
che der SFH-Länderanalyse ~am 12. März ?015 zu Syrien: Arbeitsverweigerung; SFH, 
Syrien: Mobilisierung in die 8iYrische Armee,l 2a. März 2015; SFH, Syrien: Rekrutierung 
durch die Syrische. Armee,. ;o. Juli 2014; qeutsche Orient-Stiftung, Auskunft an'OVG 
Schleswig vom 08. Novembl 2016). 1 . 

Wehrdienstverweigerung wirfc nach dem Mil/tary Penal Code geahndet (zum folgenden 
AA, Auskunft an VG Düsse dorf vom 2. Januar 2017; Dt. Botschaft Beirut, Auskunft 

1 

vom 2. März 2016; SFH, Syrien: Rekruti~rung durch die Syrische Armee, 30. Juli 

f. 
1 

2014). Nach Artikel 68 wird it einer Haftstrafe von einem bis sechs Monaten in Frie-
denszeiten und bis zu fünf ahren in Kriedszeiten bestraft, wer sich der Einberufung 
entzieht. Wer das Land oh~e eine Adress~ zu hinterlassen verlässt und sich so der 
Einberufung entzieht, wird ~lt drei Monate~ bis zu zwei Jahren Haft und einer Geldbu­
ße bestraft. FOr Desertion sifht Artikel 101 'iünf Jahre Haft vor oder fOnf bis zehn Jahre, 
wenn der Deserteur das La~d verlässt. Erfolgt die Desertion in Kriegszeiten oder wäh­
rend des Kamp~es, beträgt ~ie Haftstrafe 1js Jahre; De~ertion im Angesicht des Fein­
des wird gemäß Artikel 102 mit lebenslanger Haft, bei Uberlaufen zum Feind mit Exe­
kution bestraft. Bereits die , hne Beglaubidung der Armee erfolgte und mithin illegale 
Ausreise wird als Wehrdien1tentzug geahndet (AA, Auskunft an VG Düsseldorf vom 2. 
Januar 2017). ! 

1 

Der im Jahr 1975 geborenf Kläger war i~ Zei~unkt seiner Ausreise mit 40 Jahren 
noch im wehrpflichtigen Alt~r. Einer möglichen Einziehung zum Militärdienst hat sich 
der Kläger aber durch seine! Ausreise aus $yrien entzogen, so dass ihm bei einer Wie­
~ereinrelse nach Syrien Ve~~olgung droht. per Kläger hat vorgetragen, er habe Angst, 
im Fall seiner Rückkehr als Reservist in der Armee dienen zu müssen und er fürchte, 
wegen des unerlaubten Ve assens Syrie~s aufgrund der Entziehung vom Reservis­
tendi~nst bestraft zu werde~ .. f'.>as ~ericht '-at keinen Anha.lt, an den ~ngaben des Klä­
gers zu zweifeln. Das er ~· nen PfhchtweHrdien_st tats~chhch abgeleistete und. als Re­
~ervist geführt ist, hat er d rch die V~rla~~ ~eines Militär~Ochleins I~ Klage~eifahren 
glaubhaft gemacht. Der Vo rag wird 1m qbngen durch die dem Gericht vort1egenden 
Erkenntnisse (s.o.) gedeckt ·1. 

-8-
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~ie dem Kläger drohende Brstrafu.ng ~eg~n der Entziehung vom Militärdienst ~teilt ·~~n:··:;:::. „~< ::;· 
sich auch als Verfolgungshandlung 1m Sinn~ des§ 3a Abs. 2 Nr. 5 AsylG dar, wonach \,·f_:-:-.< .; . ·· 
eine Strafverfolgung oder BeJtrafung. wegen r'erwelgerung des Militärdienstes in einem :~X .. ·. · .. , ·· 
Konflikt dann als Verfolgung~handlung zu qpal!fizieren i~t, wenn der Miiitärdienst Ver- .,.:~Af.·.„.:.;-.7.: .. 
brechen oder Handlungen umfassen würdeJ die unter die Ausschlussklausel des § 3 :: ;~·=' . . 
Abs. 2 AsylG fallen, die sich tlthin als VerbJechen geg.en d~n Frieden, als ein Kriegs- "{, :~~?~7 
verbrechen oder als Verbre hen gegen d1

1
e Menschlichkeit darstellen würden. Der ~lti~~\ 

Dienst in der syrischen Arme beinhaltet ge~chtsbekanntermaßen Handlungen, die die . ~~i.. 
Grundsätze der MenschllchRelt und des humanitären Völkerrechts missachten. Aus ~ 
Berichten der unabhängigen juN„Untersuchungskommlsslon und mehrerer Menschen-. 
rechtsorganisationen geht hEfrvor, dass die 1 Streitkräfte der syrischen Regle.rung Ver-
brechen gegen die Mensc~~ichkeit wie Mprd. Vernichtung, Folter, Vergewaltigung, 
Zwangsverschleppungen unä andere unmenschliche Akte begehen (UNHCR, Erwä-
gungen zum Schutzbedarf v6n Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien flie-
hen, 4. akt. Fassung, Stand~ November 2d1s, S. 9; Amnesty International, Amnesty 
Report 2016 - Syrien; US S~tes Departm~nt: Syria - 2015 Human Rights Report, S. 
2). Den gleichen <?uellen zufolge begehen ~iese Streitkräfte außerdem schwere .Men­
schenrechtsverletzungen untJ Kriegsverbrechen (UNHCR, a. a. 0., S. 9). Willkürliche 
und unverhältnismäßige Lu~angrlffe, u. a. ~it Streumunition, Fassbomben, Chlorgas 
und Artilleriebeschuss forde~ Berichten zu

1
folge eine immens h9he Anzahl an zivilen 

Opfern, zerstören ganze Staftviertel und verbreiten Terror unter der Zivilbevölkerung in 
Gebieten, die von oppositio?ellen bewaffnJten Gruppen kontrolliert werden (UNHCR, 

a. a. 0., S. 1~; US States Djpartment. Syri,- 2015 Human Righls Report, S. 2). 

Darüber hinaus stellt sich d~e dem Kläger ~rohende Strafe wegen des Entzuges vom 
Wehrdienst als Bestrafung y.iegen einer v~rmeintllchen oder tatsächlichen politischen 
Gesinnung im Sinne des §~ b Abs. 2 Nr. 5 AsylG .dar. Zwar rekrutiert die syrische Ar-· 
m.ee prinzipiell alle Männer unabhängig vdn ihrem ethnischen oder religiösen Hinter-
grund und wendet auch di strafrechtlicheh Regelungen bezüglich Wehrdienstentzie-

• • 1 

hung und Desertion offenbrr mehr oder ~enlger unterschiedslos auf alle syrischen 
Wehrpflichtigen an, so dasf. nlch. t bereits !im Hi~bllck auf eine insoweit durchgängig 
diskriminierende Praxis ein erfolgungsgruhd Im Sinne von§ 3b AsylG vorliegt (darauf 
verweisend OVG Koblenz, lJJrteil vom 16. dezember 2015 -1A10922116 -, juris). Dies 
schließt die Annahme politi

1
scher Verfolguhg. jedoch ebenso wenig aus wie der Um­

stand, dass ailem Personen~· die sich der 'fehrpflicht entziehen, in Syrien von Rechts 

wegen V. erfolgung deshalb rroht, we_il ,sie .rrit der Pienstverwelgerung eine Straftat be-
gangen haben. · . · _ · i . . . . 

. ! 
Das syrische Militärstrafrec t sieht - wie ~ereits ausgeführt - für verschiedene Abstu-
fungen d~r Entzietiu~g· vo"i der militärischen Dienstpflicht unterschiedliche Strafmaße 
vor, welche voh kürzeren Freiheitsstrafen ion 2 Monaten bis zu einem Jahr bei Nicht­
erscheinen zum. mllltäri~ch~n ~ufge~~t In ~ri8.denszelt~n bis zu _1aMnger Haft v~n fünf bis 
zehn·Jahren bei Desertion ns Ausland und der Todesstrafe bei überlaufen zum Feind 

. . . 1 . 

reichen. 1 

1 
. i 

1 
1 
1 

1 
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Soweit allein ctle Best~fung wegen der En~iehung vom Wehr- bzw. Reservlstendienst 
nach de~ Rech~prechung ~e~ Bundesverassungsgerichts und des Bundesverwal­
tungsgenchts keine Asyle ebhchkeit begfiündet (vgl. hierzu BVerfG, Urteil vom 11. 
Dezember 1985- 2 BvR 36 /83, 2 BvR 449/83-; BVerwG, Urteil vom, 31. März 1981 -
C 6.80-, beide juris), steht les der Annah~e der Verfolgung im Fall des Klägers nicht 
entgegen. Denn auch einer enerellen Maßnahme oder Regelung wie gerade der Ver­
pflichtung zum Waffendiens kann eine - nl9ht offen zutage liegende - politische Verfol­
gungstendenz innewohnen, etwa dann, ~nn zugleich eine politische Disziplinierung 
und Einschüchterung von pplltischen Gegnern in den eigenen Reihen, eine Umerzie;­
hung von Andersdenkenden! oder eine Zwargsassimllation von Minderheiten bezweckt 
wird. Anhaltspunkte für derartige Intentionen könnten sich aus der besonderen Aus­
formung der die Wehrpflicht begrOndenderl Regelungen, aus ihrer praktischen Hand­
habung, aber auch aus ihrer Funktion im allpemeinen politischen System der Organisa­
tion ergeben. Der totalitäre Charakter einer Organisation oder einer Staatsform, die 
Radikalität Ihrer Ziele, der ~ang, den sie d~m Einzelnen ,und seinen Belangen ei~räu­
me, sowie das Maß an gefprderter und d~rchgesetzter Unterwerfung seien wichtige 
Gradmesser ifar Verfolgung~tendenzen In Regelung~n, denen eine gezielte Diskrimi­
nierung nicht ohne weiteres anzusehen sei

1 
Deutlich werden kann der politische Cha­

rakter von Wehrdienstregel ngen etwa darpn, dass Verweigerer oder Deserteure als 
Verräter an der gemelnsam~n Sache ang~sehen und deswegen übermäßig hart be­
straft, zu besonders gefährlifhen Einsätzenjkommandiert oder allgemein geächtet wür­
den. Ein FIOchtling, den ein ~olches Schi~kf al erwarte, ist politisch Verfolgter im Sinne 
von Art. 16 Abs. 2 Satz 2 !G, § 3 AsylG

1
(vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 31. März 

1981, a. a. 0., Rn. 14). j 

Gerade im Falle von Syrien gibt es gegenlartig gewichtige Anhaltspunkte fOr die An­
nahme, die drohende Bestrarung wegen WJhrdlenstentzugs oder Desertion diene nicht 
lediglich der Si~herstellung der Wehrpflicht ~nd der Ahndung des mit der Dienstverwei­
gerung verbundenen krimlnf.1 llen Unrechts! sondern solle (auch) eine aufgrund des 
Wehrdienstentzugs vermute e staatsfeindlihhe Gesinnung treffen und diese eliminie­
ren, sei somit politisch motiv ert. Diese Ann$hme liegt bereits aufgrund der besonderen 
Konstellation in Syrien nah~. Denn es ha~delt sich bei Syrien um ein diktatorisches 
System, das mit allen Mittel2 um seine Exi~tenz käm. pft (darauf verweisend etwa VGH 
Mannheim, Beschluss vom "fg· Oktober 2op - A 11 S 2046/13 -, juris). Wer sich trotz 
des bekannt großen Person~lbedarfs in der syrischen Armee seiner Wehrpflicht - zu­
mal durch eine illegale Flucrt lns Auslandj- entzieht, manifestiert ·damit nach außen 
sichtbar. sei11e Illoyalität ge~enüber dem syrischen Staat in besonderer Weise. Ent­
sprechend hart gellt der sy~sche Staat mit Dese~euren Und Männeni, die sich dem 
Wehrdlens.t entziehen, um: ~o droh~n denj~~igen, die sich Einberufung oder Mobilisie­
ru.ng en~iehen, be! einer Ergrelfüng Untei;suchungen und. Fest~ahmen teilweise mit 
längerer Ha~ und Folter (51H, sy.rlen~ Mo~illsl~ru!lg. in die syrische Armee, 28: März 
2015; Danish Refugee Cou~cil, Syria, 09/2015; Deutsche Orient-Stiftung, Auskunft an 
öVG Schleswig ·.vom ·a. Nov~mber 2016). E~nlge Quellen sprechen im Zusammenhang 
mit Desertion von lebenslan er Haft und· Exekutionen (AA, Auskunft an VG Düsseldorf 

l 
i 
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vom 2. Januar 2017; SFH, ~yrien: Rekrutiefing durch die Syrische Armee, 30. Juli '~.~ . 
2014; Danish Refugee Counl"I, Syria, 09/2015). Ferner gibt es Berichte von Personen, ~. · 
die als Rückkehrer im Zusam enhang mit ~~nem nicht ab~eleisteten Militärdienst be- · ·,~L:· .. 
fragt und dauerhaft verschw nden sind (Dt.l Botschaft Beirut, Auskunft vom 2. März ·~\.~;: . 
2016; darauf verweisend auc~ etwa VGH Mqnchen, Urteile vom 12. Dezember 2016 - ·~1·:~~-, · · 
21 B 16.30372 juris Rdnr. 6~}. Auch dlejen/gen, bei denen lediglich die Absicht der ~i;::,• _:· .„ 
Desertion vermutet wird, wer~en als Gegner des Regimes betrachtet und habe~ ge- 1~)~.) 
waltsames Verschwinden, Haft und Folter1 zu gewärtigen (Amnesty International, 1f~;,_. 
Between prison and the gravJ, 11/2015). i 'Y \ 

1 : . ~-
Die tm Falle von Wehrdienstentziehung, Faijnenflucht.und Desertion drohenden Stra- · ~ 
fen dienen damit nicht .lediglich der Sicherstellung der. Wehrpflicht und der Ahndung 
des mit der DienstverweigerJng verbunden~n kriminellen Unrechts; vielmehr sind sie 
als Maßnahmen zu qualifiztdren, die darOb~r hinaus eine vermutete staatsfeindliche 
Gesinnung treffen und diese j eliminieren soll. Die so festge~tellten unverhältnismäßig 
hohen Strafen stellen eine Bestrafung dar, b~i deren Vorli~gen eine über den legitimen 

1 1 ' 

Strafzweck hinausgehende u~d damit flOch~ingsrechtllch relevante Motivation z4 ver-
muten ist. Angesichts der an altenden Bestrebungen des syrischen Regimes, die op­
positionellen Kräfte im Land zu bekämpfe~, hält es· das Gericht fOr wahrscheinlich, 
dass das syrische Regime ~an Kläger wegf n seiner Entziehung vom Militärdienst bei 
einer (fiktiven) Abschiebung trfolgen und brtrafen würde. 

Die Verfolgung ging und geh~ vom syrischen; Staat aus (§ 3c Nr. 1 AsylG}. Die Kammer 
hat keine An~altspunkte, dass die syrische Rl

1 

eglerung aktuell hierzu nicht mehr Willens 
oder In der Lage wäre. 

1 

Dem Kläger steht auch keine inländische filuchtalternative gemäß § 3e AsylG offen. 
Unabhängig davon, ob und~1 eiche Gebiet~ innerhalb Syriens geeign!3t sind, der dro­
henden Verf<?lgL_.mg zu entge en, Ist filr die jKammer nicht ersichtlich, dass der Kläger 
ein solches Getiiet sicher e lchen könnte.! Denn nach den dem Gericht vorliegenden 
Erkenntnlssep hat das Regl~e ein System ron Kontrollpunkten etabliert, das von blo­
ßen Straßenkontrollen bis hil zu mobilen Kontrollstellen reicht. Diesen Stellen liegen in 
der Regel auch die Namens sten derjenigeh vor, die sich der Einberufung bzw. Mobil­
machung entzogen haben vgl. DRC, a.a.b., S. 16, zum Ganzen: VG Magdeburg, 

• • 1 . 

a.a.O.}. 1 

1 . 
1· 

Di~ Kostenen.tscheidung fol t-aus § 154 Abt·=:1 VwGO sowie§ 83b AsylG. 
• . -· 1 . 

Die .Entscheidung Ober.die orläufige. Vollstreckbarkeit folgt.aus§ 167 VwGO i. V. m. 
§§ 708 Nr. 1,1, 711 ZPO. . · I · . · · · . 
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Rechtsmltt~lbelehrung: 

1 

Gegen dieses Urteil Ist die B rufung an das pberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt in Magdeburg statthaft, enn sie von defll Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. Die 
Zulassung der Berufung ist bei dem Verwaltung~gerjcht Halle, Thüringer Straße 16, 06112 Hal­
le, innerhalb eines Monats nach Zustellung d~s Urteils schriftlich zu beantragen. Der Zulas­
sungsantrag muss das angefobhtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe darzu­
legen, aus denen die Berufung ruzulassen lsl ! 

Vor dem Oberverwaltungsgerlf.1t mOssen slctj die Beteiligten, außer Im Prozesskostenhllfe­
verfahren, durch Prozessbevoll~ächtlgte vertreten lassen. Dies betrifft auch die Einreichung 
des Zulassungsantrages und ilner BegrOndut 

.Als Prozessbevollmächügte vor dem Oberverw~ltungsgericht sind zugelassen: 
1. Rechtsanwälte oder Rechtsl 

1 
hrer an einer stiiatllchen oder staatlich anerkannten Hochschule 

eines Mitgliedsstaates der Eu pälschen Unioh, eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens Ober den Europäischen rtschaftsraum bder der Schweiz, die die Befähigung zum Rich-
teramt haben, 1 · . 

2. Behörden und juristische P rsonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von lhl'len zur 
Erfüllung lhreF öffentlichen Au~aben gebildete~ Zusammenschlüsse können sich durch eigene 
Beschäftigte mit Befähigung z m Richteramt oder durch Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet 
im Sinne des § 5 des ElnfOh ngsgesetzes zJm Rechtsdienstleistungsgesetz oder durch Be­
schäftigte mit Befähigung zum ~lchteramt oder Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet im zuvor 
genannten Sinn anderer Behprden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein­
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer! öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen­
schlüsse als Prozessbevollmädhtigte vertreten l~ssen, 
3. in Abgabenangelegenheitep auch Steueroerater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer, Pe~onen und Vereinigungen im Sinne des § 3 Nr. 3 a des Steuer­
beratungsgesetzes sowie .Ges~llschaften im Su;me des § 3 Nr. 2 des Steuerberatungsgesetzes, 
die durch Personen im Sinne d~es § 3 Nr. 1 des ~teuerberatungsgesetzes handeln, 
4. berufsständische Vereinigu gen der Landwirtschaft fOr Ihre Mitglieder, 
5. Gewerkscha~en und Vere nigungen von ~rbeltgebem sowie Zusammenschlüsse solcher 
Verbände fOr Ihre Mitglieder o er fOr andere Vrrbände oder ZusammenschlOsse mit vergleich-
barer Ausrichtung und deren_ ~itglieder, 1 

6. in Angelegenheiten der ~egsopferfÜrsorg~ und des Schwerbehindertenrechts sowie der 
damit in Zusammenhang stehr.nden Angelegepheiten auch Vereinigu~gen, deren satzungsge­
mäße Aufgaben die gemeins~aftllche lnter~nvertretung, die Beratung und Vertretung der 
Leistungsempfänger nach dem sozialen Entsctjädigungsgesetz oder der behinderten Menschen 
wesentlich umfassen und die ~nter BerOcksic~tigung von Art und Umfang Ihrer Tätigkeit sowie 
Ihres Mitgliederkreises die Getähr fOr eine sacpkundige Prozessvertretung bieten, 
7. juristische Personen, dere~ Anteile sämtlic~ Im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den 
Nummern 5 und 6 bezeichneten OrganisatiQnen stehen, wenn die juristische Person aus­
schließlich die Rechtsberatunr

1 
und Prozessveruetung dieser Organisation· und ihrer Mitglieder 

oder- anderer Verbände oder Zusammenschlüsse· mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
1 

Mitglieder entsprechend dereiSatzung durchführt, und wenn die Organisation fOr die Tätigkeit 
der Bevollmächtigten haftet. · · 1 · 

. . 1· .. . . . 
Bevollmächtigte, die keine na rlichen Person!='n sind, handeln durch ihre Organe und mit der 
Prozessvertretung beauftragten Vertreter. Ein Beteiligter, der nach den Nummern 1 und 3 bis 7 
zur Vertretung berechtigt ist, k~nn sich selbst vrrtreten. 

1 

i 
1 

1 

1 

i 

- 12 -



i 
·1 

! 

-12J-
! 

1 
1 

i 
i 
1 . 

Bel dem Verwaltungsgerl~ht Hai e und bei dem ?.berverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt können In allen Verfahrersarten auch elt?ktronische Dokumente nach Maßgabe von § 
55a VwGO (in der Fassung def Gesetzes vom110. Oktober 2013, BGBI. 1 S. 3786) und der 
nach § 55a Abs. 2 Satz 2, Abs. f Nr. 3 VwGO erlassenen und zum 1. Januar 2018 in Kraft ge­
tretenen Verordnung Ober die technischen Rahm~nbedlngungen des elektronischen Rechtsver­
kehrs und Ober das besondere lektronische Bettördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-

' Verordnung - ERVV) eingerelch werden. j 

Beglaubigt; 
Halle, den 14.08.18 
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